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Landkreis Stendal 
Der Landrat

Hinweis über die Öffentliche Bekanntmachung

Die Bekanntmachung der Satzung zur Beleihung von praktizierenden Tierärzten und Fleisch-
kontrolleuren für die Schlachttier-, Fleisch- und Trichinenuntersuchung wurde auf der Inter-
netseite des Landkreises Stendal unter folgender Adresse bereitgestellt: 

www.landkreis-stendal.de

-> Landkreis & Verwaltung -> Die Kreisverwaltung -> öffentliche Bekanntmachungen 
-> Kreisrecht – Satzungen & Verordnungen

Die o. g. Satzung kann zudem jederzeit in der Kreisverwaltung, im Büro des Kreistages,  
Hospitalstr. 1 - 2, 39576 Hansestadt Stendal während der Öffnungszeiten eingesehen wer-
den bzw. auf Nachfrage kostenpflichtig unter der Rufnummer 039 31 – 60 7528 angefordert 
werden. 

Stendal, den 31.07.2023

Patrick Puhlmann			 

Hansestadt Stendal 

Hinweis auf die Öffentliche Bekanntmachung der Tagesordnung  
der Sitzung des außerordentlichen Haupt- und Personalausschusses  

am 14.08.2023

Die Bekanntmachung der Tagesordnung der Sitzung des außerordentlichen Haupt- und Per-
sonalausschusses am 14.08.2023 um 17:00 Uhr wird auf der Internetseite der Hansestadt 
Stendal unter folgender Adresse zur digitalen Einsichtnahme bereitgestellt:

www.stendal.de/de/sitzungen.html

Hansestadt Stendal, den 9. August 2023

Bastian Sieler
Oberbürgermeister		

Hansestadt Stendal�

Hinweis über die Öffentliche Bekanntmachung Nachrücken  
des nächst festgestellten Bewerbers des Stadtrates  

der Hansestadt Stendal für die Wahlperiode 2019 – 2024,  
nach Mandatsniederlegung eines Stadtrates

Die Bekanntmachung über das Nachrücken des nächst festgestellten Bewerbers des Stadt-
rates der Hansestadt Stendal für die Wahlperiode 2019 – 2024, nach Mandatsniederlegung 
eines Stadtrates wurde auf der Internetseite der Hansestadt Stendal unter folgender Adresse 
bereitgestellt:

www.stendal.de/de/bekanntmachungen.html

Die o. g. Bekanntmachung über das Nachrücken des nächst festgestellten Bewerbers des 
Stadtrates kann zudem jederzeit im Stadthaus 1, Markt 14/15, 39576 Hansestadt Stendal wäh-
rend der Öffnungszeiten eingesehen bzw. auf Nachfrage kostenpflichtig kopiert werden.

Hansestadt Stendal, den 09.08.2023

Bastian Sieler
Oberbürgermeister		

Hansestadt Stendal 
Abt. Planung & Stadtentwicklung

Bekanntmachung
14. Änderung des Flächennutzungsplans der Hansestadt Stendal 

„Solarpark Stendal Schillerstraße“
UND

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 41/21  
„Solarpark Stendal - Schillerstraße“

Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Absatz 2 BauGB

Der Stadtrat der Hansestadt Stendal hat in seiner Sitzung am 03.07.2023 dem Planentwurf 
und dem Entwurf der Begründung der 14. Änderung des Flächennutzungsplans der Hanse-
stadt Stendal „Solarpark Stendal – Schillerstraße“ mit den externen Ausgleichsmaßnahmen 
in der Gemarkung Uenglingen Flur 1 Flurstück 385/31 zugestimmt. Zugleich ist der Planent-
wurf sowie der Entwurf der Begründung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 41/21 
„Solarpark Stendal - Schillerstraße“ und die öffentliche Auslegung dieser Planungen gemäß 
§ 3 Abs. 2 Baugesetzbuch beschlossen worden. Der Oberbürgermeister wurde beauftragt, die 
öffentliche Auslegung des Entwurfs des vorhabenbezogenen Bebauungsplans gemäß § 3 Abs. 
2 BauGB durchzuführen.
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Der Öffentlichkeit wird damit nach § 3 Abs. 2 BauGB Gelegenheit zur Äußerung und Erörte-
rung gegeben. Auch Kinder und Jugendliche sind Teil der Öffentlichkeit. 

Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB werden die Entwürfe der Flächennutzungsplanänderung sowie 
des Bebauungsplanes nebst den Entwürfen der Begründungen mit Umweltberichten auf der 
Internetseite (https://www.stendal.de/de/beteiligungen.html) der Hansestadt Stendal zur An-
sicht und zum Ausdruck in der Zeit: 

vom 17. August 2023 bis einschließlich 18. September 2023

zur Verfügung gestellt. Zugang besteht des Weiteren über das zentrale Internetportal Sach-
sen-Anhalts (https://www.geodatenportal.sachsen-anhalt.de/mapapps/resources/apps/Bau-
leitplanung/index.html?lang=de).

Die angeordnete Auslegung wird daneben, als zusätzliches Angebot durch Auslage in  
Zimmer 204 des Verwaltungsgebäudes Moltkestraße 34–36, Hansestadt Stendal, in der  
Zeit vom 17. August 2023 bis einschließlich 18. September 2023 während nachstehender 
Öffnungszeiten ergänzt.

Dienstag: 	 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr
Donnerstag: 	09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr

Außerhalb der Sprechzeiten für den Publikumsverkehr oder bei angeordneter Schließung  
des Verwaltungsgebäudes können individuelle Termine telefonisch unter 03931 65-1544 / 
03931 651545 oder planungsamt@stendal.de vereinbart werden.

Stellungnahmen können während der vorgenannten Auslegungsfrist schriftlich unter Nut-
zung folgender Anschriften eingereicht werden:

per Post:	Abteilung Planung & Stadtentwicklung 	 per E-Mail: planungsamt@stendal.de
		  Moltkestraße 34-36
		  39576 Hansestadt Stendal

Für die Rechtzeitigkeit ist nicht die Absendung, sondern der Eingang bei der Hansestadt 
Stendal entscheidend. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Be-
schlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. 

Datenschutz:
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 Buch-
stabe e (DSGVO) i. V. m § 3 BauGB und dem DSG LSA. Weitere Informationen entnehmen 
Sie bitte dem Formblatt „Datenschutzinformation“, das ebenfalls öffentlich bzw. im Internet 
ausliegt.

Informationen zu behandelten Umweltthemen gemäß §3 Abs. 2 BauGB

Gemäß § 2a BauGB wurden für die 14. Änderung des Flächennutzungsplans der Hansestadt 
Stendal „Solarpark Stendal – Schillerstraße“ sowie für den Vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans Nr. 41/21 „Solarpark Stendal - Schillerstraße“ Umweltberichte erstellt. In den Um-
weltberichten werden die nachfolgend gelisteten Informationen zu folgenden Schutzgütern 
gegeben:

• Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt:
Umweltberichte: bisher intensiv landwirtschaftlich genutzte Flächen bieten wenig Lebens-
raum für Fauna und Flora; Feldhecke und einzelne Bäume werden durch Ausgleich- und 
Ersatzmaßnahmen ausgeglichen; wahrscheinliche Entwicklung von Selbstbegrünung; Kar-
tierung von Avifauna, Amphibien und Reptilien; temporäre Beeinträchtigungen durch Anla-
genbau möglich; Maßnahmen verhindern Verletzung/Tötung und erhebliche Störungen für 
Brutvogelarten und Reptilien; nach Anlageerrichtung entsteht auf der Fläche höhere Biodi-
versität; Aufwertung der biologischen Vielfalt wird erwartet.

• Schutzgut Boden:
Umweltberichte: Bodenfunktionsbewertungsverfahren LAU; landwirtschaftlich genutzte 
Flächen werden in extensives Grünland umgewandelt; nur geringe baubedingte Auswirkun-
gen zu erwarten; Aufwertung der Bodennutzung und Verbesserung der Funktionsfähigkeit 
des Bodens durch Umwandlung von Acker in extensives Grünland.

• Schutzgut Wasser:
Umweltberichte: Beschreibung der Gewässersituation im Plangebiet und dessen Umfeld; 
keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten.

• Schutzgut Luft und Klima:
Umweltberichte: Veränderungen von Flächennutzungen können sich auf das Mikroklima 
auswirken; keine weiteren Beeinträchtigungen von Luft und Klima zu erwarten. 

• Schutzgut Fläche:
Umweltberichte: bisher intensiv genutzte Ackerflächen, danach extensive Grünlandnutzung.

• Schutzgut Landschaft:
Umweltberichte: Erhöhung der technischen Überprägung der Landschaft; geringe Reflex-
blendungen im näheren Umfeld sind möglich; Anlagen sind straßenseitig teilweise einsehbar; 
Sichtbarkeit aus der Entfernung durch die umliegenden Gehölze und Ersatz- und Ausgleichs-
maßnahmen reduziert; nur geringe Auswirkungen auf das Landschaftsbild.

• Schutzgut Mensch, insbesondere menschliche Gesundheit:
Umweltberichte: durch Lage des Plangebiets neben der der Bahnstrecke Stendal – Witten-
berge, den bestehenden Blockheizkraftwerken und den gewerblich genutzten Flächen starke 
Vorbelastungen mit Lärmemissionen vorhanden; beim Betrieb der Photovoltaikanlage entste-
hen keine zusätzlichen Lärmemissionen; keine Auswirkungen auf menschliche Gesundheit.

• Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter:
Umweltberichte: kein kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter einschließlich Bodendenkmä-
ler im Bereich des Bebauungsplanes; Verhalten beim Auffinden von Bodendenkmalen wird 
benannt.

Hansestadt Stendal, den 02.08.2023

Bastian Sieler
Oberbürgermeister		

Hansestadt Stendal 
Abt. Planung & Stadtentwicklung

Bekanntmachung der Hansestadt Stendal
- Abteilung Planung & Stadtentwicklung -

Im Auftrag des 
Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt

Die Rechtsverordnungen der Naturschutzgebiete, die auf dem Gebiet des heutigen Bundes-
landes Sachsen-Anhalt vor dem 1.Juli 1990 (Inkrafttreten des BNatSchG in den neuen Bun-
desländern) ausgewiesen wurden, genügen nicht mehr den Ansprüchen an eine zeitgemäße 
Verwaltung und sollen in aktuelles Recht überführt werden. Zudem haben in den vergangenen 
Jahrzehnten natürliche Prozesse die Landschaft verändert und neue Erkenntnisse erweiterten 
den Wissensstand in Ökologie und Naturschutz. Dies macht eine gründliche Überarbeitung 
der Verordnung und eine neue Festsetzung von circa 90 Naturschutzgebieten notwendig. 

Die Überarbeitung der Verordnungen setzt ein öffentliches Beteiligungsverfahren voraus, 
in dem Eigentümer*innen, Bürger*innen, Trägern öffentlicher Belange, anerkannten Natur-
schutzvereinigungen und Interessengruppen die Möglichkeit gegeben wird, sich zu den Ent-
würfen der neuen Schutzgebietsverordnungen zu äußern. Dafür sollen Entwürfe der Schutz-
gebietsverordnungen im Landesverwaltungsamt in Halle (Saale) sowie in den betreffenden 
Städten und Gemeinden zur Einsichtnahme ausliegen. 

Alle Verfahrensunterlagen, welche die Hansestadt Stendal betreffen, liegen vom 

21. August bis einschließlich 22. September 2023 

während der Sprechzeiten in der Hansestadt Stendal, Abt. Planung & Stadtentwicklung, Zim-
mer 201, Moltkestraße 34-36, 39576 Hansestadt Stendal, zur allgemeinen Einsichtnahme 
aus, sowie nach telefonischer Terminabsprache 

	 Sprechzeiten:
	 Dienstag 	 von 09:00 bis 12:00 Uhr und 14:00 bis 16:00 Uhr
	 Donnerstag 	von 09:00 bis 12:00 Uhr und 14:00 bis 18:00 Uhr

zur allgemeinen Einsichtnahme aus. Es wird darum gebeten, für die Einsichtnahme in die 
Planunterlagen unter der Rufnummer 03931 65 1544 oder unter planungsamt@stendal.de 
einen Termin zu vereinbaren (dieser kann auch außerhalb der Öffnungszeiten erfolgen). 

Zur gleichen Zeit liegen die Unterlagen bei der oberen Naturschutzbehörde des Landesver-
waltungsamtes, Dessauer Straße 70, 06118 Halle (Saale) zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 

	 Sprechzeiten:
	 Montag bis Donnerstag	 von 08:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 15:00 Uhr 
	 Freitag 			  von 08:00 bis 12:00 Uhr

Während dieser Zeiten können bei der Hansestadt Stendal oder bei der oberen Naturschutz-
behörde Bedenken und Anregungen (Einwendungen) als Stellungnahme schriftlich oder zur 
Niederschrift vorgebracht werden. Die Stellungnahme ist fristgerecht eingegangen, wenn sie 
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bis zum 06. Oktober 2023 bei der Hansestadt Stendal oder der oberen Naturschutzbehörde 
eingereicht wurde. 

Parallel zu der herkömmlichen Form der Auslegung werden alle Verordnungsdokumente ein-
schließlich der dazugehörigen Karten online unter https://www.online-beteiligung.de/LV-
WA-altnsg-2023/ bereitgestellt. Zudem besteht die Möglichkeit, Stellungnahmen über diesen 
Service online einzureichen. Eine zusätzliche schriftliche Einreichung ist nicht notwendig. 
Die hier bereitgestellten Dokumente entsprechen inhaltlich vollumfänglich der gedruckten 
Fassung der Verordnung und stehen Ihnen auch zum Download zur Verfügung. Das Landes-
verwaltungsamt empfiehlt diesen Service zu nutzen.

Hansestadt Stendal, den 19.07.2023 

Axel Kleefeldt
Stellv. Oberbürgermeister 		

Hansestadt Havelberg� 18.07.2023
Allg. Verwaltung
Markt 1
39539 Hansestadt Havelberg
 

Öffentliche Bekanntmachung 
des Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt

Überarbeitung der Verordnungen der vor 1990 ausgewiesenen Naturschutzgebiete in 
Sachsen-Anhalt –
Auslegung der Verordnungsentwürfe

Die Rechtsverordnungen der Naturschutzgebiete, die auf dem Gebiet des heutigen Bundes-
landes Sachsen-Anhalt vor dem 1. Juli 1990 (Inkrafttreten des BNatSchG in den neuen Bun-
desländern) ausgewiesen wurden, genügen nicht mehr den Ansprüchen an eine zeitgemäße 
Verwaltung und sollen in aktuelles Recht überführt werden. Zudem haben in den vergangenen 
Jahrzehnten natürliche Prozesse die Landschaft verändert und neue Erkenntnisse erweiterten 
den Wissensstand in Ökologie und Naturschutz. Dies macht eine gründliche Überarbeitung 
der Verordnung und eine neue Festsetzung von circa 90 Naturschutzgebieten notwendig. 

Die Überarbeitung der Verordnungen setzt ein öffentliches Beteiligungsverfahren voraus, 
in dem Eigentümer*innen, Bürger*innen, Trägern öffentlicher Belange, anerkannten Natur-
schutzvereinigungen und Interessengruppen die Möglichkeit gegeben wird, sich zu den Ent-
würfen der neuen Schutzgebietsverordnungen zu äußern. Dafür sollen Entwürfe der Schutz-
gebietsverordnungen im Landesverwaltungsamt in Halle (Saale) sowie in den betreffenden 
Städten und Gemeinden zur Einsichtnahme ausliegen. 

Alle Verfahrensunterlagen, welche die Hansestadt Havelberg betreffen, liegen vom 21. Au-
gust bis einschließlich 22. September 2023 während der Sprechzeiten in der Stadtverwaltung, 
Zimmer 112, Markt 1, 39539 Hansestadt Havelberg, zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 

Sprechzeiten:
Dienstag 	 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr
Donnerstag 	09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 15.00 Uhr
Freitag 		 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr

Zur gleichen Zeit liegen die Unterlagen bei der oberen Naturschutzbehörde des Landesver-
waltungsamtes, Dessauer Straße 70, 06118 Halle (Saale) zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 

Sprechzeiten:
Montag bis Donnerstag 	 8:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 15:00 Uhr 
Freitag 				   8:00 – 12:00 Uhr

Während dieser Zeiten kann bei der Hansestadt Havelberg oder bei der oberen Naturschutz-
behörde Bedenken und Anregungen (Einwendungen) als Stellungnahme schriftlich oder zur 
Niederschrift vorgebracht werden. Die Stellungnahme ist fristgerecht eingegangen, wenn sie 
bis zum 06. Oktober 2023 bei der Hansestadt Havelberg oder der oberen Naturschutzbehörde 
eingereicht wurde. 

Parallel zu der herkömmlichen Form der Auslegung werden alle Verordnungsdokumente ein-
schließlich der dazugehörigen Karten online unter https://www.online-beteiligung.de/LV-
WA-altnsg-2023/ bereitgestellt. Zudem besteht die Möglichkeit, Stellungnahmen über diesen 
Service online einzureichen. Eine zusätzliche schriftliche Einreichung ist nicht notwendig. 
Die hier bereitgestellten Dokumente entsprechen inhaltlich vollumfänglich der gedruckten 
Fassung der Verordnung und stehen Ihnen auch zum Download zur Verfügung. Das Landes-
verwaltungsamt empfiehlt diesen Service zu nutzen.

Hansestadt Havelberg 

gez. M. Bölt 
Bürgermeister Hansestadt Havelberg 	

EGem Stadt Tangerhütte 
 

Haushaltssatzung und Bekanntmachung zur Haushaltssatzung

1. Haushaltssatzung der EGem Stadt Tangerhütte für das Haushaltsjahr 2023

Aufgrund des § 102 KVG LSA vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288), zuletzt geändert am 
07.06.2022 (GVBl. LSA S. 130), hat der Stadtrat in der Sitzung am 14.06.2023 die folgende 
beschlossene Haushaltssatzung erlassen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023, der die Erfüllung der Aufgaben der Gemein-
den voraussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden 
Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen enthält, wird 

1.	 im Ergebnisplan mit dem
	 a)	 Gesamtbetrag der Erträge auf� 18.471.700 €

	 b)	 Gesamtbetrag der Aufwendungen � 20.536.500 €

2.	 im Finanzplan mit dem
	 a)	 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender
	 Verwaltungstätigkeit auf� 18.371.700 €
	 b)	 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender 
		  Verwaltungstätigkeit auf� 20.017.000 €
	 c)	 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufender 
		  Investitionstätigkeit � 949.900 €
	 d)	 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 
		  Investitionstätigkeit � 807.500  €
	 e)	 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der 
		  Finanzierungstätigkeit� 0 €
	 f)	 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der
		  Finanzierungstätigkeit� 524.200 €
festgesetzt.

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehen Kreditaufnahmen für Investition und für Investitionsförde-
rungsmaßnahmen (Kreditermächtigung), wird auf 0 Euro festgesetzt.

§ 3

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Ermächtigungen zum Eingehen von Verpflichtungen, 
die künftige Haushaltsjahre mit Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen belasten, (Verpflichtungsermächtigung) wird auf 1.475.000 € festgesetzt 

§ 4

Ein Höchstbetrag der Kredite zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit wird auf 8.600.000 Euro 
festgesetzt.

§ 5

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt:

1.	  Grundsteuer	
	 1.1 für die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft (Grundsteuer A) auf � 300,00 v. H
	 1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf� 350,00 v. H.
2.	 Gewerbesteuer auf � 380,00 v. H.

Tangerhütte, den 15.06.2023

(Unterschrift Bürgermeister)

2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2023 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. Der Haushaltsplan mit seinen Anlagen liegt nach § 102 Abs. 2 Satz 1 des Kommu-
nalverfassungsgesetzes zur Einsichtnahme vom 09.08.2023 bis 17.08.2023 im Rathaus der 
Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte, Zimmer 21 öffentlich aus.

Die nach § 107 Abs. 4 und § 108 Abs. 2  und § 110 Abs. 2 des Kommunalverfassungsge-
setztes erforderlichen Genehmigungen sind durch Komunalaufsicht des Landkreises Stendal 
am 25.07.2023, Eingang 26.07.2023 unter dem Aktenzeichen 30.01.01-2.1-546-HH23 erteilt 
worden.

Tangerhütte, den 26.07.2023

i.V.
 

(Unterschrift Bürgermeister)
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EGem Stadt Tangerhütte 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
des Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt

Überarbeitung der Verordnungen der vor 1990 ausgewiesenen Naturschutzgebiete in 
Sachsen-Anhalt – Auslegung der Verordnungsentwürfe

Die Rechtsverordnungen der Naturschutzgebiete, die auf dem Gebiet des heutigen Bundes-
landes Sachsen-Anhalt vor dem 1. Juli 1990 (Inkrafttreten des BNatSchG in den neuen Bun-
desländern) ausgewiesen wurden, genügen nicht mehr den Ansprüchen an eine zeitgemäße 
Verwaltung und sollen in aktuelles Recht überführt werden. Zudem haben in den vergangenen 
Jahrzehnten natürliche Prozesse die Landschaft verändert und neue Erkenntnisse erweiterten 
den Wissensstand in Ökologie und Naturschutz. Dies macht eine gründliche Überarbeitung 
der Verordnung und eine neue Festsetzung von circa 90 Naturschutzgebieten notwendig. 

Die Überarbeitung der Verordnungen setzt ein öffentliches Beteiligungsverfahren voraus, 
in dem Eigentümer*innen, Bürger*innen, Trägern öffentlicher Belange, anerkannten Natur-
schutzvereinigungen und Interessengruppen die Möglichkeit gegeben wird, sich zu den Ent-
würfen der neuen Schutzgebietsverordnungen zu äußern. Dafür sollen Entwürfe der Schutz-
gebietsverordnungen im Landesverwaltungsamt in Halle (Saale) sowie in den betreffenden 
Städten und Gemeinden zur Einsichtnahme ausliegen. 

Alle Verfahrensunterlagen, welche die Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte betreffen, liegen 
vom 21. August bis einschließlich 22. September 2023 während der Sprechzeiten Rathaus 
in der Bismarckstraße 5 in 39517 Tangerhütte, zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 

Sprechzeiten:
Dienstag 	 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr
Donnerstag 	09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Freitag 		 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr 

Zur gleichen Zeit liegen die Unterlagen bei der oberen Naturschutzbehörde des Landesver-
waltungsamtes, Dessauer Straße 70, 06118 Halle (Saale) zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 

Sprechzeiten:
Montag bis Donnerstag 	 8:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 15:00 Uhr 
Freitag 				   8:00 – 12:00 Uhr

Während dieser Zeiten können bei der Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte oder bei der 
oberen Naturschutzbehörde Bedenken und Anregungen (Einwendungen) als Stellungnahme 
schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden. Die Stellungnahme ist fristgerecht ein-
gegangen, wenn sie bis zum 06. Oktober 2023 bei der Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte 
oder der oberen Naturschutzbehörde eingereicht wurde. 

Parallel zu der herkömmlichen Form der Auslegung werden alle Verordnungsdokumente 
einschließlich der dazugehörigen Karten online unter https://www.online-beteiligung.de/
LVWA-altnsg-2023/ bereitgestellt. Zudem besteht die Möglichkeit, Stellungnahmen über 
diesen Service online einzureichen. Eine zusätzliche schriftliche Einreichung ist nicht not-
wendig. Die hier bereitgestellten Dokumente entsprechen inhaltlich vollumfänglich der ge-
druckten Fassung der Verordnung und stehen Ihnen auch zum Download zur Verfügung. Das 
Landesverwaltungsamt empfiehlt diesen Service zu nutzen.

Tangerhütte, 09.08.2023

A. Brohm
Bürgermeister                                                

Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung  
und Forsten Altmark
 

Öffentliche Bekanntmachung

1. Änderungsanordnung vom 18.07.2023

	 Vereinfachtes Flurbereinigungsverfahren:	 Sandau Süd
	 Landkreis:			   Stendal
	 Verfahrens-Nr.		  SDL6/0273/02

Aufgrund des § 8 (1) des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der derzeit geltenden Fas-
sung wird das mit Beschluss vom 06.02.2017 festgelegte Flurbereinigungsgebiet geringfügig 
geändert.

1. Verfahrensgebiet
Zum Verfahrensgebiet Flurbereinigung Sandau Süd wird folgendes Flurstück hinzugezo-
gen:

Gemarkung Flur Flurstück
Sandau 14 136

Die Grenze des geänderten Flurbereinigungsgebietes ist auf der zu dieser Anordnung gehö-
renden Gebietskarte orangenfarbig gekennzeichnet. Die Anordnung mit Gebietskarte liegt 
zur Einsichtnahme während der Sprechzeiten im Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung 
und Forsten Altmark, Akazienweg 25 in 39576 Stendal und in der zuständigen Gemeinde, 

aus. Das gesamte Verfahrensgebiet umfasst nunmehr eine Fläche von ca. 744 ha.

2. Gründe
Die Hinzuziehung des Flurstückes ist erforderlich, um eine umfassende Regelung der Eigen-
tumsverhältnisse entsprechend der tatsächlichen Nutzung zu erzielen.

3. Anmeldung unbekannter Rechte
Inhaber von Rechten, die nicht aus dem Grundbuch ersichtlich sind, aber zur Beteiligung 
am Verfahren berechtigen (insbesondere Pacht-, Miet- und Bewirtschaftungsrechte), werden 
aufgefordert, ihre Rechte innerhalb von 3 Monaten beim Amt für Landwirtschaft, Flurneu-
ordnung und Forsten Altmark, Akazienweg 25, 39576 Stendal, anzumelden. 
Diese Rechte sind auf Verlangen des Amtes für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten 
Altmark innerhalb einer von diesem zu setzenden Frist nachzuweisen. Nach fruchtlosem Ab-
lauf der Frist ist der Anmeldende nicht mehr zu beteiligen. Werden Rechte erst nach Ablauf 
der Frist angemeldet oder nachgewiesen, so kann die Flurbereinigungsbehörde gemäß § 14 
Abs. 2 FlurbG die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gelten lassen. Der Inhaber 
eines vorbezeichneten Rechts muss die Wirkung eines vor der Anmeldung eingetragenen 
Fristablaufs ebenso gegen sich gelten lassen, wie der Beteiligte, dem gegenüber die Frist 
durch die Bekanntgabe des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt worden ist.

4. Zeitweilige Einschränkung des Eigentums
Von der Bekanntgabe des Einleitungsbeschlusses bis zur Unanfechtbarkeit des Flurbereini-
gungsplanes gelten gem. § 34 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) folgende Einschränkungen:
	 a)	� In der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung der Flurbereinigungs-

behörde nur Änderungen vorgenommen werden, die zum ordnungsgemäßen Wirt-
schaftsbetrieb gehören. Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen und ähnliche 
Anlagen dürfen nur mit Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde errichtet, herge-
stellt, wesentlich verändert oder beseitigt werden. Sind entgegen diesen Vorschrif-
ten Änderungen vorgenommen oder Anlagen hergestellt oder beseitigt worden, so 
können sie im Bodenordnungsverfahren unberücksichtigt bleiben. Die Flurbereini-
gungsbehörde kann den früheren Zustand, notfalls mit Verwaltungszwang gemäß  
§ 63 (2) LwAnpG i.V.m. § 137 FlurbG, wiederherstellen lassen, wenn dies der Bo-
denordnung dient. 

	� b)	 Bäume, Hecken, Feld- und Ufergehölze dürfen nur mit Zustimmung der Flurbe-
reinigungsbehörde beseitigt werden, anderenfalls muss die Flurbereinigungsbehörde 
Ersatzpflanzungen anordnen. 

Wer gegen die unter a) und b) genannten Bestimmungen zuwiderhandelt, kann wegen Ord-
nungswidrigkeit mit einer Geldbuße belegt werden.

5. Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Änderungsanordnung kann innerhalb einer Frist von einem Monat nach Be-
kanntgabe Widerspruch beim Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark, 
Akazienweg 25, 39576 Stendal eingelegt werden.

Im Auftrag

Hausdorf
Sachgebietsleiterin		

Datenschutzrechtliche Hinweise
Aufgrund unseres gesetzlichen Auftrages nach dem Flurbereinigungsgesetz verarbeiten wir 
im vorliegenden Verfahren personenbezogene Daten nach Maßgabe der Datenschutzgrund-
verordnung. Weitergehende Informationen finden Sie unter: http://lsaurl.de/alffaltmarkds 
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